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1 	T 158/88 

Sachverhalt und Antrãge 

Die europäische Patentanmeldung 84 112 599.0 (Verôffent-

lichungsnummer 0 144 656) 1st durch eine Entscheidung der 

Prüfungsabteilung zuruckgewiesen worden. 

Die Zurückweisung wurde daniit begründet, daB den Gegen-

stànden der unabhàngigen Ansprüche im Hinblick auf das 

Dokument 

Dl: GB-A-2 056 916 

die aufgrund von Artikel 52 (1) und 56 EPU erforderliche 

erfinderische Tãtigkeit fehie und es bei dieser Sachiage 

dahingesteilt bleiben könne, ob eine bezuglich des 

Artikels 52 (2) EPU patentfähige Erfindung vorliege. 

Gegen diese Entscheidung hat die Beschwerdeführerin 

Beschwerde eingelegt, ohne die geltende Fassung der 

Ansprüche abzuàndern. 

In einer der Ladung zur mündlichen Verhandlung beigefUgten 

Mitteilung äuBerte die Kammer unter anderem Bedenken im 

Hinblick auf Artjke]. 52 (2) (C) und 52 (3) EPU. Sie teilte 

mit, daB die gültige Fassung des Anspruchs 1 möglicher-

weise auch als ein Verfahren für eine gedankliche 

Tätigkeit interpretiert werden kännte. Selbst bei einer 

gegebenenfalls erfolgenden Beschränkung des Anspruchs 1 

auf eine rein automatische Schriftzeichendarstellung an 

einer elektronischen Anzeigeeinheit mit Hilfe einer 

prograimngesteüerten Steuereinheit bliebe es fraglich, ob 

ein derart beschränkter Anspruch nicht ein Programm für 

eine Datenverarbeitungsanlage als solches darstellen 

würde. Daraufhin reichte die Beschwerdeführerin einen 

neuen Anspruch 1 ein und beantragte die bisherigen 

Vorriditungsanspruche 9 und 10 ersatzlos zu streichen. 
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2 	 T 158/88 

Dieser Anspruch lautet: 
N 

11 1 Verfahren zum Darstellen von Schriftzeichen auf einem 

Datensichtgerãt,, bei dem die Zeichenform der Schriftzeichen 
in Abhängigkeit von der Position in einem Wort in einer 
isolierten Form, einer Anfangsform, einer Nittenforin oder 
einer Endungsform dargesteilt werden, 

d a d u r c h g e k e n n z e i c h n e t, 
daB ein erstes Schriftzeichen (Zl) zunächst in einer 

ersten vollständigen Grundform an einer Anzeigeeinheit (AE) 
sichtbar dargestelit wird, 

daB, falls anschlieBend ein zweites Schriftzeichen (Z2) 

eingegeben wird, dieses in einer zweiten vollständigen 
Grundform sichtbar dargestelit wird und das bereits an der 
Anzeigeeinheit (AE) zuvor dargestelite erste Schriftzeichen 

(Zi) durch ein Schriftzeichen (Zi) in seiner volistandigen 

Anfangsforin ersetzt wird, 
daB, falls die erste Grundform von der Anfangsforrn 

verschieden ist, daB,-falls kein weiteres Schriftzeichen 
eingegeben wird, das bereits an der Anzeigeeinheit (AE) 
zuvor dargestellte erste Schriftzeichen (Zi) durch em 
Schriftzeichen (Zi) in seiner vollständigen isolierten Form 
ersetzt wird, 

daB, falls weitere Schriftzeichen (Z3) des Wortes 	. 

eingegeben werden, diese jeweils in ihrer vollständigen 
zweiten Grundform an der Anzeigeeinheit (AE) sichtbar 
dargesteilt werden und die jeweils vorangehenden, bereit 
an der Anzeigeeinheit (AE) zuvor dargesteilten Schrift-

zeichen (Z2) durch Schriftzeichen (Z2) in ihrer 
vollständigen Mittenforxn ersetzt werden, und 

daB, falls kein weiteres Schriftzeichen eingegeben wird, 
das letzte, bereits an der Anzeigeeirtheit (AE) zuvor 
dargesteilte Schriftzeichen (Z3) durch ein Schriftzeichen 
(Z3) in seiner vollständigen Endungsform ersetzt wird.'t 
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3 	T 158/88 

Die Verfahrensansprüche 2 bis 8 sind auf Anspruch 1 

rückbezogen. 

Es wurde mündlich verhandelt. 

Am Ende der mündlichen Verhandlung beantragte die 

Beschwerdeführerin, die Zurückweisungsentscheidung 

aufzuheben und ein Patent mit folgenden Unterlagen zu 

erteilen: 

Anspruch: 1, eingegangen am 10. November 1989, 

Anspruch 4, eingegangen am 25. Februar 1987, 

Ansprüche 2, 3, 5 bis 8 gemäS EP-A-0 144 656; 

Beschreibung: Seite 1, überreicht in der mündlichen 

Verhandlung, 

Seiten 2, 2a, eingegangen am 

10. November 1989, 

Seiten 3-7 gemã8 EP-A-0 144 656; 

Zeichnungen: Blatt 1/1 gemãB EP-A-0 144 656. 

Im Hinblick auf eine mangeinde Patentfahigkeit im Sinne 

von Art. 52 (2) (C) und 52 (3) EPU stützte die Beschwerde-

führerin ihren Antrag im wesentlichen auf fo1gende 

Argumente: 

Da die Schriftzeichen auf der Arizeigeeinheit des 

Datensichtgeràtes mit technischen Mittein erzeugt 

würden, sei das in Anspruch 1 definierte Verfahren 

als technisch anzusehen. 

Im Gegensatz zu dem aus Dokuinent Dl bekannten Stand 

der Technik, der dem Verfahren nach Anspruch 1 am 

nächsten komme, sei das sofort auf einen Tasten-

anschlag hin dargestelite Zeichen beim erfindungs- 
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4 	 T 158/88 

geinã6en Verfahren unverstüelt. Die Beseitigung der 
Zeichenverstümmelung bedeute eine Anderung der 
Bildvorlage für das Auge. Diese Anderung habe eine 
technische Wirkung, da der dem Auge angebotene Reiz 
verändert werde, ohne direkt auf die anschlieBende 
Reizverarbeitung im Rahmen einer gedanklichen 
Tätigkeit selbst einzuwirken. 

3. 	Die mit technischen Mittein erzielte Zeichenvervoll- 
stãndigung würde lediglich die gedankliche Arbeit 
erleichtern. Die im Anspruch 1 definierten Ma8nahmen 
bedürften zu ihrer Durchführung keiner gedanklichen 
Tätigkeit. Sic lehrten vielmehr dem Fachmann, wie er 
einen mit einem Datensichtgerät verbundenen Rechner 
aufzubauen und zu programinieren hat, damit dieser, 
falls ein Schriftzeichen in verschiedenen Formen 
darstelibar ist, aus einem gegebenen Zeichenvorrat 
ein vom Benutzer der Anlage gewunschtes Zeichen in 
einer dieser Formen auswáhlt und sofort vollstándig 
zur Anzeige bringt und dieses Zeichen gegebenenfalls 
später durch das gleiche Zeichen in anderer Form 
ersetzt, so daB gewissen (orthographischen) Regein 
Rechnung getragen wird. 

Entscheidungsgründe 

	

1. 	Die Beschwerde -ist zu]assig. 

	

2.1 	Das Verfahren gemáB Anspruch 1 betrif ft das Darstellen von 
- beispielsweise arabischen - Schriftzeichen (Buchstaben), 
die initunter entsprechend der Schreibtradition isoliert 
(d. ii. als alleinstehendes Schriftzeichen), am Wortanfang, 
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in der Wortmitte und am Wortende eine jeweils unterschied-

liche Zeichenform aufweisen können. Das Verfahren gemäB 

Anspruch 1 sieht vor, vorab anschlagssimultafl das 

eingegebene Schriftzeichen zunächst in einer von mehreren 

Formen vorzugsweise in seiner wahrscheinhichsten Form, 

darzustellen. Die anschlagssiniultan dargestelite 

Zeichenform wird beiin nächsten Anschlag automatisch gegen 

die orthographisch korrekte Form ausgetauscht, wenn diese 

von der anschlagssimuitan dargesteliten abweicht. Die 

orthographisch richtige Auswahl erfolgt anhand der 

Feststellung, in weicher Reihenfolge die beiden 

Alternativen, Schriftzeichen oder Nicht-Schriftzeichen 

(Zwischenraum oder Interpunktion), eingegeben worden 

sind. 

2.2 	Der Wortlaut des Anspruchs 1 enthält zwar die Angaben, daB 

die Schriftzeichen "auf einem Datensichtgerãt 

dargesteilt" bzw. "an einer Anzeigeeinheit sichtbar 

dargestelit" werden, und daB Schriftzeichen "eingegeben" 

bzw. "ersetzt" werden, doch dienen diese technischen 

Bezeichnungen ausschlie8lich dazu, Erscheinungsformen der 

Schriftzeichen, ihre Auswahlkriterien für den gegebenen-

falls erforderlichen Zeichenaustausch und das Auswahl-

ergebnis zu charakterisierefl. Das im Anspruch 1 definierte 

"Verfahren zum Darstellen von Schriftzeichen auf einem 

Datensichtgerät" enthält keinerlei MaBnahmen, die auf die 

Sichtbarmachung der Zeichen mit technischen Mittein 

einwirken. Es dient vielmehr lediglich der Datenver-

arbeitung selbst mit dem Ziel, die Daten nach bestimmten, 

im Anspruch 1 dargelegten Auswahlkriteriefl zu verarbeiten. 

Die auf die Datenverarbeitungsanlage ausgeübte Wirkung des 

in Anspruch I beanspruchten Verfahrens besteht darin, 

Daten, die eine bestimmte Schriftzeichenform reprãsefl-

tieren, aus einem Speicher abzurufen und gegebenenfalls 
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durch Daten zu ersetzen, die eine andere Form desselben 
Zeichens darstellen. Diese Daten unterscheiden sich nur 
hinsichtlich ihres Informationsgeha].ts, nicht aber in 
technischer Hinsicht. Der Anspruchs 1 umschreibt damit 
nach Auffassung der Kammer seinem Wesen nach kein 
technisches Betriebsverfahren für eine Datenverarbeitungs-
anlage und ihr Datensichtgerät sondern eine Programm-Idee, 
d. h. eine ailgemein gehaltene Anweisung wie eine 
progranungesteuerte DVA zu programmieren 1st, urn den 
gewunschen Effekt (sofortige Anzeige eines Schriftzeichens 
in einer fest vorgegebenen von mehreren möglichen Zeichen-
formen und Beibehaltung oder Ersatz der Zeichenform durch 
eine andere nach ebenfalls vorgegebenen Regeln) zu 
erzielen. 

	

2.3 	Die Angabe, daB bei der Durchführung des beanspruchten 
Verfahrens technische Mittel (z. B. ein Datensichtgerät) 
eingesetzt werden sollen (vgl. oben Pkt. Vu-i), reicht 
ailein nicht aug, urn ein seinem Wesen nach ein Prograinrn 
für eine Datenverarbeitungsanlage ais soiches darstel-
lendes Verfahren zu einer im Sinne von Artikel 52 (1) EPU 
patentfähigen Erfindung zu machen. Ein Computerprogranun 
wird nicht zurn Bestandteil eines technischen Betriebs-
verfahrens, wenn die beanspruchte Lehre sich auf 
Veránderungen der Daten beschránkt und keine über die 
bloBe Informationsverarbeitung hinausgehende Wirkung 
auslôst. 

	

2.4 	Im Gegensatz zu der bereits ergangenen Entscheidung 
T 26/86 (KOCH & STERZEL, AB1. EPA 1988, 19) stelit das 
hier beanspruchte Verfahren keine Erfindung dar, die aus 
einer Mischung technischer und nicht-technischer Bestand-
teile besteht. Bei der der genannten Entscheidung 
zugrundeliegenden Erfindung reprásentieren die mit Hilfe 
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7 	 •T 158/88 

_des_nie-h-teeh-nsehefl—P-rogrammte±±SVerarbeitetefl Daten 
Betriebsparameter einer Vorrichtung, wobei diese Daten 
nach ihrer Verarbeitung auf die physikalisch-technische 
Arbeitsweise der Vorrichtung einwirken, nämlich Spannungen 

an und Stróine in Róntgenróhren, sowie Anodendrehgeschwiri-
digkeiten und BrennfleckgräBen der Rôhren verändern. 

ml vorliegenden Fall reprãsentieren die zu. verarbeitenden 

Daten Schriftzeichen, wobei die Daten nach ihrer 

Verarbeitung ausschlie8lich eine leichtere Verstànd-
lichkeit der Zeichen durch einen Betrachter bewirken, ohne 
auf die (technischen) Darstellungsmittel für die Schrift-

zeichen zurückzuwirken. 

Das beanspruchte Verfahren, das ein Coinputerprograuun 
definiert, bewirkt nämlich keine Veranderung der 
physikalischen oder technischen Arbeitsweise der nach 
diesem Verfahren arbeitenden Vorrichtung, d. h. hier des 
Datensichtgeràts mit Anzeigeeinheit. Die Anzeige der 
Schriftzeichen erfolgt stets in derselben (un Anspruch und 
in der Beschreibung nicht nàher erlãuterten) Weise. Eine 
technische Wirkung, etwa eine hähere Leuchtdichte der 
Anzeigeeleineflte, eine BildvergróBerUflg oder dergi., wird 
durch das im Anspruch 1 umrissene Programin nicht erzielt. 
Allenfalls wird die (geistige) Erfassbarkeit der 

angezeigten Zeichen verbessert. Dieses Ergebnis liegt 
nicht áuf technischein Gebiet. Der Aninelderin ist zwar 
darin zuzustimmen, daB das Erfassen, d. h. das Erkennen 
eines Schriftzeichens in der Regel dessen Abbildung im 
Auge des Lesers zur Voraussetzung hat. Jedoch wird un 
vorliegenden Fall dieses Erkennen nicht durch technische 
Mittel verbessert (z. B. hôherer Bildkontrast) sondern 
durch auf die geistige Verarbeitung des optischen Reizes 
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wirkende Mittel, nämlich dem Anzeigen vollstándiger 

Zeichen anstelle von Bruchstücken soicher Zeichen, so wie 

etwa das Erraten eines gesuchten Wortes beim Kreuzwort-

rätsel umso erleichtert ist, je mehr Buchstaben dieses 

Wortes bereits vorgegeben sind. 

	

3.1 	Es bleibt zu untersuchen, ob das Verfahren gemäB 

Anspruch 1 womöglich zur Lôsung einer technischen Aufgabe 

dient, die das in Anspruch 1 definierte Programm 
gegebenenfalls als Teil. einer Lehre zum technischen 
Handein patentfáhig machen könnte. Zur Definition der dem 

Anspruch 1 zugrundeliegenden Aufgabe sind zunächst die 

Erfolge festzustellen, die durch die beanspruchten 
MaBnahmen gegenüber dem náchstliegenden Stand der Technik 

erzielt werden. 

	

3.2 	Nach Auffassung der Kammer ist der dem Verfahren nach 

Anspruch 1 am náchsten kommende Stand der Technik in 

Dokuinent Dl beschrieben, bei dem in einem Ausführungs-

beispiel anschlagssimultan nach einer Zwischenraum-Eingabe 

das folgende Schriftzeichen in einer Anfangsform und nach 

einer Schriftzeichen-Eingabe anschlagssimultan in einer 
Mittenform dargestel].t wird, die unverändert bestehen 

bleiben und im Fall einer nachfolgenden 
Zwischenrauineingabe durch Anfügung eines zusätzlichen 

Zeichenelements zur isolierten Zeichenform bzw. zur 
Endungsform ergänzt wird. Dieses Baukastenprinzip führt 

bei inanchen Zeichen zu einer unvollstándigen, d. h. 

verstilnunelten oder stilistisch abgewandelten Darstellung 

der durch den traditionsgemä8en Gebrauch der Schrift 

definierten korrekten Schriftzeichenform. 

	

3.3 	Ausgehend von diesem Stand der Technik liegt dem Verfahren 

nach Anspruch 1 objektiv die Aufgabe zugrunde: a) die 

Zeichen anschlagssimultan in ihrer vollständigen Zeichen- 
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fdrzuste1Len_und_b.)_trotz.dem_ein_orthographjseh 

richtiges Schreiben zu erinôglichen. 

Keine der beiden Teilaufgaben ist aber technischer Natur. 

Die Darstellung vollständiger Zeichen anstelle. von 

Bruchstücken führt zwar, wie die Beschwerdeführerin 

zurecht feststellt, zu einein anderen optischen Bud im 

Auge eines Lesers. Dieses dient aber, wie oben dargelegt, 

nur der leichteren gedanklichen ErfaBbarkeit des Zeichens. 

Desgleichen dient das orthographisch korrekte Schreiben 

der leichteren gedanklichen Verarbeitung eines darge-

botenen Textes. 

- 	Aus diesen Gründen vermag die Kanuner in der dem Anspruch 1 

zugrundeliegenden Aufgabe nichts Technisches zu sehen. 

3.5 	In dein der Entscheidung T 26/86 zugrundeliegenden Fall 

bestand ubrigens die Aufgabe darin, die Lebensdauer einer 

Räntgenrähre zu verlängern, was als eine auf technischem 

Gebiet liegende Aufgabe anzusehen ist. 

Da soniit die geinàB dem beanspruchten Verfahren zu 

verarbeitenden Daten weder Betriebsparameter einer 

Vorrichtung reprãsentieren, noch auf die physikalisch-

technische Arbeitsweise der Vorrichtung einwirken und 

durch das beanspruchte Verfahren auch keine technische 

Aufgabe geläst wird, bedient sich die durch den Anspruch 1 

definierte Erfindung keiner technischen Mittel. 

Sie ist, wie oben dargelegt, letzten Endes ein PrograInm 

für eine Datenverarbeitungsanlage. Dieses Progranun hat die 

orthographisch korrekte Form der Schriftzeichen in ihrer 

Rolle als Inforinationsträger zum Ziel, worin ebenfalls 

nichts Technisches zu sehen ist, so daB das Progranun auch 

nicht durch den erzielten Erfoig zuiu Bestandteil einer 
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technischen Lehre wird. Auch unter diesem Gesichtspunkt 

ist somit der Anspruch 1 als auf das Prograam als soiches 

gerichtet und sein Gegenstand gemáB Art. 52 (2) und (3) 

EPTJ nicht als eine patentfáhige Erfindung im Sinne von 

Art. 52 (1) anzusehen. 

6. 	Aus den vorstehenden Gründen ist der Anspruch 1 nicht 

gewährbar. Die Ansprüche 2-8 sind auf Anspruch 1 

ruckbezogen und teilen dessen Schicksal. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Die Geschãftsstellenbeamtin: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 
	 K. Lederer 

-I 
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